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Österreichs E-Government-Ansatz
der „einheitlichen Strategie, Ar-
chitektur und Kooperation von
Verwaltung und Wirt-
schaft“ gilt als Vor-
bild im europäischen
Vergleich. Welches
sind die Grundsätze
der österreichischen
E-Government-Stra-
tegie?

Christian Rupp: Bür-
gerinnen, Bürger und
Unternehmen erwar-
ten sich heute von
der öffentlichen Ver-
waltung eine rasche
Abwicklung ihrer Be-
hördenverfahren. Im
Zeitalter von IKT gehören lange
Wartezeiten, aufwendiger Papier-
kram und der undurchsichtige
Behördendschungel der Vergan-
genheit an. Eine gemeinsame E-
Government Strategie von Bund,
Land und Kommune sichert eine
effiziente Umsetzung von elektro-
nischen Behördendiensten. Alle
KundInnen müssen sämtliche Ver-
fahren der öffentlichen Verwaltung
einfach und rasch ohne besonde-
re Kenntnisse von Zuständigkeiten
und ohne technisches Spezialwis-
sen elektronisch ausführen können
– so steht es auch im Regierungs-
programm. Um dieses Ziel umset-
zen zu können, muss die öffentli-
che Verwaltung nicht nur die
Kommunikationswege an die neu-
en elektronischen Medien anpas-
sen, auch verwaltungsintern müs-
sen bisherige Geschäftsprozesse
verbessert oder teilweise neu mo-
delliert werden. Daher basiert die
österreichische E-Government
Strategie auf der Einbindung al-
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ler Akteure und der engen Zusam-
menarbeit zwischen Bund, Län-
dern, Städten, Gemeinden und

Wirtschaft. Nur
durch eine erfolg-
reiche Kooperati-
on aller Partner
können vorhande-
ne Ressourcen ef-
fizient eingesetzt
und Synergieef-
fekte erzielt wer-
den.

Unsere Strategie
trägt dem föderalen
Prinzip Rechnung
– Kompetenzen
und Zuständigkei-
ten sind auf ver-

schiedenste Ebenen verteilt. Effi-
zienz und Transparenz der
öffentlichen Verwaltung sollen
dadurch aber nicht beeinträchtigt
werden. Die Mitglieder der Platt-
form Digitales Österreich beken-
nen sich zur Kooperation im Vor-
feld, bei Planung, Umsetzung,
Finanzierungsfrage und Vermark-
tung von E-Gov-Projekten. Die
gemeinsam beschlossenen E-Go-
vernment-Konventionen sind ver-
bindlich und werden von den
Interessensvertretungen als Emp-
fehlungen an ihre Mitglieder her-
angetragen. Rasche Erledigung
und Bearbeitung von Verfahren
bedeutet, dass involvierte Behör-
den besser zusammenarbeiten
müssen. Die Kommunikation un-
tereinander muss optimiert wer-
den, unabhängig auf welcher Ebe-
ne sie erfolgt. Um Informationen,
die zum Beispiel für die Geneh-
migung von Verfahren notwendig
sind, austauschen zu können,
müssen die technischen Systeme,

die miteinander kommunizieren,
aufeinander abgestimmt sein. Da-
her gibt es gemeinsame Standards
und den Portalverbund, die ver-
wendet werden müssen.

Wer steuert die E-Government
Entwicklung in Österreich? Wer
gehört der Plattform „Digitales
Österreich“ an? Welches Konzept
verfolgen Sie bei der Einbindung
weiterer gesellschaftlicher Akteure?

Christian Rupp: Die Plattform Di-
gitales Österreich ist das Strate-
gie- und Koordinationsgremium
der Bundesregierung für E-Govern-
ment in Österreich. Entsendet sind
Vertreterinnen und Vertreter aller
Bundesministerien, Landesregie-
rungen, Gemeinde- und Städte-
bund, Wirtschaftskammer, Haupt-
verband der österreichischen
Sozialversicherungsträger und des
Gremiums der freien Berufe (No-
tariats-, Rechtsanwalts-, Ärzte-
und Apothekerkammer, . . .).

Wir streben ein Gesamtoptimum
im Sinne eines bestmöglichen
Outputs der Verwaltung für Bürge-
rInnen und Wirtschaft an. Daher
optimieren wir E-Government-Pro-
zesse gesamtheitlich und nicht nur
jede Gebietskörperschaft für sich
allein. Für übergreifende E-Go-
vernment-Projekte und Vorhaben
werden mit den Betroffenen lau-
fend Prioritäten gesetzt, im Minis-
terrat verankert und einem Moni-
toring unterzogen.

Was bedeutet das Projekt „Digi-
tales Österreich“ für die Bürger-
innen und Bürger? Welche Ak-
zeptanz durch die Bevölkerung
können Sie heute verzeichnen?

Christian Rupp
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Christian Rupp: Bereits seit 1997
ist HELP.gv.at die offizielle Start-
seite im Internet für alle Amtswe-
ge in Österreich. Damals war das
Informationsangebot der Verwal-
tung, dargestellt in Lebenssitua-
tionen, weltweit einzigartig. Heute
rufen an die 500.000 Anwende-
rInnen monatlich mehr als 3 Mio.
Informationsseiten des Bundes-
kanzleramtes ab. In der realen
Welt wären weit über 100 parallel
laufende Amtsschalter notwendig,
die an 7 Tagen die Woche 24 Stun-
den am Tag geöffnet haben müss-
ten, um diesen Service anbieten
zu können.

Von der Meldebestätigung über
den Strafregisterauszug bis zur
Arbeitnehmerveranlagung oder
den Diensten der Sozialversiche-

rung können viele Verfahren mit
der Bürgerkarte, dem elektroni-
schen Ausweis auf Chipkarten
oder Mobiltelefonen, vom Antrag
bis zur Zustellung des Bescheides
vollständig elektronisch binnen
weniger Minuten abgewickelt wer-
den. In einem speziellen HELP-
Partnerprogramm stehen alle For-
mulare und der Content in den
HELP-Lebenslagen allen Kommu-
nen kostenfrei zur Verfügung.

Bereits mehr als 80 % der öster-
reichischen Unternehmen und
rund 40 % der BürgerInnen neh-
men das elektronische Leistungs-

angebot der heimischen Verwal-
tung regelmäßig in Anspruch. Die
Nutzung ist abhängig von der
Lebenssituation. Nahezu 50 %
machen ihre Arbeitnehmerveran-
lagung im Netz, 40 % der Wahl-
kartenanträge wurden mittels On-
lineformular beantragt, über 90%
der Geburtsmeldungen erfolgen
durch die Standesämter an die
Sozialversicherung in elektro-
nischer Form und 100 % des
Rechtsverkehrs von Notaren,
Rechtsanwälten mit der Justiz er-
folgt elektronisch. Trotz ständiger
Verbesserungen im Bereich der In-
frastruktur und dem laufenden
Ausbau elektronischer Verwal-
tungsleistungen bleibt die Wahl-
freiheit des Kommunikationska-
nals für BürgerInnen bestehen.

Das 2008 eröffnete “Servicezen-
trum: HELP.gv.at“ ist ein Beispiel
dafür, wie sich moderne Services
mit dieser Wahlfreiheit verbinden
lassen. Bereits innerhalb eines
Jahres kontaktierten rund 11.000
Personen nur diese Anlaufstelle
in Wien.

Gemeinsam mit Service-Allianz-
Partnern des Digitalen Österreichs
werden laufend neue innovative
Services entwickelt. So gibt es
einen eigenen E-Government
Browser, den „Digitales Österreich
Explorer“, um auf einen Klick alle
Angebote der öffentlichen Hand in

einer Toolbar immer parat zu
haben, oder den „Digitales Ös-
terreich Scotty“ in der Behör-
densuche von HELP.gv für die
schnellste und einfachste Route
zum benötigten Amt, oder Anwen-
dungen für iPhone, iPad, Android
Phones bzw. Ovi.

Als wesentlicher Bestandteil einer
modernen, serviceorientierten Ver-
waltung ermöglicht die E-Zu-
stellung für Privatpersonen und
Unternehmen den zeit- und kos-
tensparenden Zugriff auf nach-
weislich zugestellte Dokumente
im Internet. Einer der entschei-
denden Vorteile der elektronischen
Zustellung ist, dass Bescheide
orts- und zeitungebunden elektro-
nisch abgeholt werden können.
Die elektronische Abholung ist 24
Stunden am Tag und sieben Tage
die Woche möglich. Wenn nur die
Hälfte aller manuellen Anträge
künftig elektronisch erledigt wer-
den, ergibt dies eine Entlastung
bei den BürgerInnen von 2 Mio.
Stunden. Aber auch verwaltungs-
intern ist dabei eine substanzielle
Entlastung lukrierbar.

Welches Interesse hatte die
Wirtschaft Ihres Landes an E-Go-
vernment artikuliert? Welche
Schwerpunkte setzt das „Unter-
nehmerserviceportal“, das Ihre
Behörde eingerichtet hat, im Kon-
kreten für die Wirtschaft?

Christian Rupp: Die Wirtschaft re-
spektive die Wirtschaftskammer
war sicher ein Förderer von mehr
E-Government für Unternehmen.
Seit 1. Jänner 2010 ist das elek-
tronische Portal für die österreichi-
sche Wirtschaft, das Unterneh-
mensserviceportal, online. Das
USP ist eine Initiative der öster-
reichischen Bundesregierung un-
ter der Leitung von Bundeskanz-
leramt und Finanzministerium.
Mit der Initiative “Verwaltungskos-
ten senken für Unternehmen“
wurde ein wichtiger Schritt zur
Entlastung der Unternehmen ge-
setzt, der bereits heuer eine Ent-
lastung der Unternehmen in Höhe
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von 560 Mio. EUR gebracht hat.
Die Gewerbeanmeldung, die An-
zeige bei der Sozialversicherungs-
anstalt der gewerblichen Wirtschaft
sowie die Anzeige beim Finanzamt
können mit dem Formular „Unter-
nehmensgründung online – Einzel-
unternehmen Gewerbe“ in einem
elektronischen Schritt österreich-
weit erledigt werden.

Im Laufe des Jahres 2010 wer-
den zahlreiche elektronische Ver-
fahren wie Finanz-Online und
ELDA Online sowie die Statistik
Austria schrittweise eingebunden.
Ziel ist es, einen One-Stop-
Shop einzurichten, in dem
Unternehmen die für sie re-
levanten Informationen
elektronisch abfragen sowie
ihre Informationsverpflich-
tungen in einem Portal mit
single-sign-on rasch und ef-
fizient abwickeln können.
Mittelfristig werden im
USP auch elektronische
Anwendungen von Kam-
mern, wie Statistikmeldungen, Ur-
sprungszeugnisse, Meisterprü-
fungs- und Lehrlingsmanagement
oder die Ausstellung von Mit-
gliedsbestätigungen angeboten.
Mit 1. Jänner 2013 sollen auch
Verfahren von Ländern und Ge-
meinden zugänglich sein; weiter-
hin werden durch elektronische
Schnittstellen Doppel- & Mehr-
fachmeldungen entfallen.

Österreich hat eine lange und um-
fangreiche Verwaltungstradition.
E-Government bedeutet Moder-
nisierung, Entbürokratisierung,
Umstellung. Was bedeutet E-
Government für die Beschäftigten
in der Verwaltung selbst? Welche
Verwaltungsdienstleistungen sind
online? Ist hier schon eine flächen-
deckende Vernetzung in Öster-
reich erreicht? Wie schätzen Sie
den Entbürokratisierungseffekt
des E-Government-Projekts ins-
gesamt ein? Wurde in diesem
Zusammenhang eine Kosten/Nut-
zen-Rechnung erstellt und veröf-
fentlicht?

Christian Rupp: E-Government ist
eine wichtige Basis für jede Ver-
waltungsreform, da dies ein ste-
tiger Prozess ist. Elektronische
Register, wie ein zentrales Melde-
register, Adressregister, Gebäude-
und Wohnungsregister, oder der
elektronische Akt (ELAK), flä-
chendeckend ausgerollt in allen
Bundesministerien und ebenso bei
vielen Ländern und Kommunen,
sind einige Elemente, wo die
Rationalisierungsmöglichkeiten
sofort einsichtig sind. Ein Regis-
ter wird zentral gebaut, aber de-
zentral gewartet. Im ELAK entfal-

len Such- und Transportzeiten der
Akten, ein digitales Langzeitarchiv
ist inkludiert und die Mitarbeite-
rInnen können gleichzeitig in den
Dokumenten arbeiten, egal in wel-
cher Dienststelle diese sitzen. Im
Gesetzeswerdungsprozess gibt es
kein Papier mehr. Von der Entste-
hung in einem Ministerbüro über
das Parlament bis zur offiziellen
Veröffentlichung im Rechtsinfor-
mationssystem des Bundes im In-
ternet. Das spart Tonnen an Papier.

Die Dienstleistungen vom Bund
sind fast zu 100 % online, daher
sind wir ja auch seit 2006 auf
Platz 1 im E-Government Ranking
der EU. Über 80 % der Kommu-
nen haben elektronische Formu-
lare online und über 50 % bezie-
hen diese bzw. den Content direkt
kostenlos über HELP.gv.at. Alle
Steuerangelegenheiten kann ich
direkt über FinanzOnline erledi-
gen, auch am Sonntag, und Bür-
gerInnen bekommen binnen einer
Woche das Geld überwiesen. Die
Transparenzdatenbank wird nun

auf Knopfdruck allen Personen
zeigen, welche Leistungen sie vom
Staat beziehen. Und vieles
mehr…..

Dies bedeutet natürlich einen im-
mensen Change Management
Prozess für die MitarbeiterInnen
in der Verwaltung, welche frühzei-
tig miteinbezogen bzw. geschult
werden. Daher haben wir eine ei-
gene E-Government Trainingsaka-
demie gegründet.

E-Government bedeutet aber auch
einen ganz anderen Umgang mit
dem Kunden. Darauf muss dieser

vorbereitet werden, hin-
sichtlich Sicherheit im In-
ternet, Bürgerkarte als
elektronischer Ausweis
und Signatur, und so wei-
ter. Daher gibt es eine Fül-
le an zielgruppenorientier-
ten Marketingaktivitäten
mit Partnern, um gemein-
sam E-Skills zu fördern
und damit wiederum die
Nutzung von E-Govern-

ment zu steigern, wie z. B.
seniorkom.at, edugov. gv.at, it-
initiative.at, saferinternet.at, ….

Für die Zukunft wurde das „Pro-
gramm „E-Government-Vision
2020“ der Öffentlichkeit vorge-
stellt. Was plant das „Digitale
Österreich“ in diesem Kontext?

Christian Rupp: Die wichtigsten
Maßnahmen sind u. a. die Verbrei-
tung der „Handy Signatur“, des zen-
tralen Personenstandsregisters und
Unternehmensregisters, Vereinfa-
chungen der Arbeitnehmerveran-
lagung oder flächendeckende Um-
setzung von One Stop Amtswegen
bei Geburt, Eheschließung und
Todesfall.

Ziel ist weiterhin Entwicklungen
und Vereinbarungen auf internati-
onaler und EU-Ebene noch akti-
ver mitzugestalten, hinsichtlich
Konvergenz E-Government/E-
Health/E-Justice/E-Commerce/E-
Learning/E-Environment.

Weitere Informationen: Plattform Digi-
tales Österreich (www. digitales.oester-
reich. gv.at)


